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3 9 6 . Verordnung: Schulzeit an den Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern und Sport-
lehrern

3 9 7 . Verordnung: Durchführung des Datenschutzgesetzes im Bereich des Bundesministeriums für
Gesundheit und Umweltschutz

3 9 8 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 165 Gerlos Straße im Bereich der Ge-
meinde Hainzenberg

396 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 4. August 1980
über die Schulzeit an den Schulen zur Aus-
bildung von Leibeserziehern und Sportleh-

rern

Auf Grund des § 10 Abs. 3 des Bundesgesetzes
über Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern
und Sportlehrern, BGBl. Nr. 140/1974, wird
verordnet:

§ 1. Gemäß § 10 Abs. 3 des Bundesgesetzes
über Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern
und Sportlehrern gelten für die Schulen zur
Ausbildung von Leibeserziehern und Sportleh-
rern hinsichtlich der Unterrichtszeit die Bestim-
mungen des Schulzeitgesetzes, BGBl. Nr. 193/
1964, für die mittleren Anstalten der Lehrerbil-
dung und der Erzieherbildung nach Maßgabe der
folgenden Abweichungen.

§ 2. (1) Das Schuljahr beginnt mit dem ersten
Werktag im Oktober und dauert bis zum Beginn
des nächsten Schuljahres.

(2) Das Schuljahr besteht aus dem Winter-
semester, den Semesterferien, dem Sommerseme-
ster und den Hauptferien. Das Wintersemester
beginnt mit dem Schuljahr und endet mit dem
Beginn der Semesterferien. Die Semesterferien
dauern eine Woche und beginnen in den Bun-
desländern Burgenland, Niederösterreich und
Wien am ersten Montag im Feber, in den übri-
gen Bundesländern am zweiten Montag im Feber.
Das Sommersemester beginnt am ersten Montag
nach den Semesterferien und endet mit dem Be-
ginn der Hauptferien. Die Hauptferien begin-
nen an dem Samstag, der frühestens am 28. Juni
und spätestens am 4. Juli liegt; sie enden mit
dem Beginn des nächsten Schuljahres.

(3) Alle Tage des Winter- bzw. Sommerseme-
sters, die nicht nach Abs. 4 schulfrei sind, sind
Schultage.

(4) Schulfrei sind folgende Tage des Winter-
bzw. Sommersemesters:

a) die Samstage, die Sonntage und die gesetz-
lichen Feiertage, der Allerseelentag, in
jedem Bundesland der Festtag des Landfes-
patrons sowie der Landesfeiertag, wenn
ein solcher in dem betreffenden Bundes-
land arbeitsfrei begangen wird;

b) die Tage vom 23. Dezember bis einschließ-
lich 7. Jänner (Weihnachtsferien);

c) die Tage vom Samstag vor dem Palm-
sonntag bis einschließlich Dienstag nach
Ostern (Osterferien);

d) die Tage vom Samstag vor bis einschließ-
lich Dienstag nach Pfingsten Pfingst-
ferien).

(5) Außerdem dürfen in mehrtägigen Fach-
kursen oder in den im Lehrplan vorgesehenen
Pflicht- und Freigegenständen in Spezialfächern
im Rahmen der Sportlehrer-, Leibeserzieher-
und Trainerausbildung auch Samstage und Sonn-
tage, soweit sie nicht in die Weihnachtsferien
fallen, vom Schulleiter einbezogen werden, wenn
die Erteilung des Unterrichtes an den sonstigen
Schultagen nicht stattfinden kann.

§ 3. Soweit Lehrgänge unter Einbeziehung
von Formen des Fernunterrichtes geführt wer-
den, darf der Unterricht auch während der
Hauptferien (§ 2 Abs. 2) und an den gemäß
§ 2 Abs. 4 schulfreien Tagen — ausgenommen
der 24., 25. und 26. Dezember — stattfinden,
sofern dies im Hinblick auf die Berufstätigkeit
der Lehrgangsteilnehmer erforderlich ist. Be-
ginn und Ende des Lehrganges sowie die Schul-
und Prüfungstage sind in diesem Rahmen vom
Schulleiter festzusetzen.

§ 4. Der Unterricht darf grundsätzlich nicht
vor 7.00 Uhr beginnen und nicht länger als
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bis 21.00 Uhr dauern, sofern nicht die Eigenart
von Unterrichtsveranstaltungen einen früheren
Beginn bzw. eine längere Dauer erfordert.

§ 5. Eine Unterrichtsstunde hat 45 Minuten
zu dauern; wenn es jedoch auf Grund der Eigen-
art von Unterrichtsveranstaltungen — insbeson-
dere wegen der in den Wettkampfregeln vor-
geschriebenen Dauer — erforderlich ist, kann
hievon abgewichen werden. Längere als im § 4
Abs. 2 und 3 Schulzeitgesetz vorgesehene Pausen
sind zu halten, wenn dies nach einzelnen Unter-
richtsstunden aus sportmedizinischen Gründen
erforderlich ist.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober
1980 in Kraft.

Sinowatz

397 . Verordnung des Bundesministers
für Gesundheit und Umweltschutz vom
7. August 1980 zur Durchführung des Daten-
schutzgesetzes im Bereich des Bundesministe-

riums für Gesundheit und Umweltschutz

Auf Grund der §§ 9 Abs. 1 und 11 Abs. 3 des
Datenschutzgesetzes (DSG), BGBl. Nr. 565/1978,
wird verordnet:

1. A b s c h n i t t

Geltungsbereich

§ 1. Diese Verordnung gilt hinsichtlich der beim
Datenverarbeitungsregister registrierten Verarbei-
tungen für folgende im öffentlichen Bereich täti-
gen Auftraggeber:

1. das Bundesministerium für Gesundheit und
Umweltschutz;

2. die Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung und -forschung.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Im Sinne dieser Verordnung bedeutet:

1. Auftraggabende Stelle: jene Stelle (Organi-
sationseinheit) eines Auftraggebers gemäß
§ 1, der nach den Organisationsvorschriften
(zB Geschäftseinteilung des Bundesministe-
riums für Gesundheit und Umweltschutz) die
Besorgung der einzelnen Verwaltungsange-
legenheit übertragen ist und die die Ermitt-
lung, Verarbeitung, Benützung oder Über-
mittlung von Daten veranlaßt oder selbst
durchführt;

2. Verfügung: den Auftrag zur Ermittlung,
Verarbeitung, Benützung oder Übermittlung
von Daten;

3. Sensible Daten: medizinische Daten, sowie
in den Betriebsordnungen besonders festge-
legte Daten;

4. Datenverarbeitungsvenfahren: vom Bundes-
ministerium für Gesundheit und Umwelt-
schutz festgelegte Verfahren zur Abwicklung
einzelner Verarbeitungen.

(2) Im übrigen entsprechen die in dieser Ver-
ordnung verwendeten Begriffe denen des Daten-
schutzgesetzes.

Datengeheimnis und Datensicherheit

§ 3. (1) Allen bei einem Auftraggeber gemäß
§ 1 tätigen Bediensteten ist unbeschadet sonstiger
Verschwiegenheitsverpflichtungen untersagt,

a) sich Daten unbefugt zu beschaffen;

b) Daten zu einem anderen als dem zur über-
tragenen Aufgabenbesorgung gehörigen
Zweck zu verwenden;

c) unzuständigen Stellen oder unbefugten Per-
sonen Daten mitzuteilen oder ihnen die
Kenntnisnahme zu ermöglichen.

(2) Die im Abs. 1 genannten Personen sind
zur Einhaltung dieser Verbote besonders zu ver-
pflichten. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht
nach Beendigung der Tätigkeit im Bundesdienst
weiter.

(3) Alle Befugnisse und Aufgaben aufgrund
dieser Verordnung sind im Sinne des Datenschutz-
gesetzes und der sonstigen datenschutzrechtlichen
Vorschriften auszuüben bzw. wahrzunehmen.

(4) Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen
und sicheren Ermittlung, Verarbeitung, Benüt-
zung und Übermittlung von Daten sind bei den
auftraggebenden Stellen und bei den Verarbeitern
geeignete organisatorische, personelle, technische
und bauliche Maßnahmen zu setzen. Für jeden
Verarbeiter sind in einer Betriebsordnung nähere
Bestimmungen festzulegen, für die auftragge-
benden Stellen sind die erforderlichen Dienstan-
weisungen zu erlassen.

(5) Maßnahmen nach Abs. 4 haben in einem
angemessenen Verhältnis zum Aufwand zu stehen
und bestehende Risiken in allen schutzbedürftigen
Belangen möglichst ausgewogen zu senken.

Verfügung über Daten

§ 4. (1) Die Verfügung über Daten steht grund-
sätzlich den auftraggebenden Stellen zu. Insbeson-
dere ist dem Venarbeiter eine Verfügung über
Daten, hinsichtlich derer er nicht selbst zugleich
auftraggebende Stelle ist, nicht gestattet.

(2) Das Bundesministerium für Gesundheit und
Umweltschutz hat das Verfügungsrecht über alle
Daten für Zwecke der Leitung des inneren Dien-



153. Stück — Ausgegeben am 5. September 1980 — Nr. 397 2713

stes, zur Sicherstellung eines einheitlichen und ge-
regelten Geschäftsganges und zur Kontrolle der
Einhaltung der Datenschutzbestimmungen.

(3) Für die Verfügung über sensible Daten sind
in den Betriebsordnungen zusätzliche Regelungen
zu erlassen, um dem erhöhten Schutzbedürfnis
derartiger Daten Rechnung zu tragen.

Vertragliche Inanspruchnahme von Dienstleistun-
gen im Datenverkehr

§ 5. Die Vergabe von Aufträgen durch auftrag-
gebende Stellen zur Erbringung von Dienstlei-
stungen im Datenverkehr bedarf der Genehmi-
gung des Bundesministeriums für Gesundheit und
Umweltschutz.

Datenverarbeitungsprojekte

§ 6. Datenverarbeitungsprojekte (beinhaltend
die Ermittlung, Verarbeitung, Benützung oder
Übermittlung von Daten) sind unter genauer
Festlegung des Projektes, insbesondere des Inhal-
tes und Umfanges der Daten und unter Fest-
legung der Verfahren in den wesentlichen Schrit-
ten, von der auftraggebenden Stelle dem Bundes-
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz
zur Genehmigung vorzulegen. Die Anträge müs-
sen auch alle zur Beurteilung der Zulässigkeit
vom Standpunkt des Datenschutzes erforderli-
chen Angaben enthalten.

2. A b s c h n i t t

Grundsätze für die Ermittlung

§ 7. (1) Die Ermittlung der Daten obliegt dem
Auftraggeber im Rahmen seiner sachlichen und
örtlichen Zuständigkeit. Er kann sich hiebei des
Verarbeiters bedienen, soweit die Ermittlung
automationsunterstützt durchgeführt werden
kann; dies ist nur mit Genehmigung des Bundes-
ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz
zulässig.

(2) Wird zur Ermittlung von Daten Amtshilfe
in Anspruch genommen, so ist das Amtshilfeersu-
chen derart zu begründen, daß die ersuchte Stelle
die Zulässigkeit der Übermittlung gemäß § 7 DSG
beurteilen kann. Die Begründung kann entfallen,
wenn die Zulässigkeit der Übermittlung für die
ersuchte Stelle offenkundig ist oder anläßlich
eines vorangegangenen Amtshilfeersuchens glei-
cher Art festgestellt wurde.

Grundsätze für die Verarbeitung

§ 8. (1) Daten dürfen nur auf Grund von
schriftlichen Aufträgen eingegeben werden; vor-
handene Eingabeprotokolle sind zu überprüfen
und 'aufzubewahren. Die Ermächtigung zur Ertei-
lung von Verarbeitungsaufträgen ist in den je-
weiligen Vorschriften für die Verfahren zur Ab-

wicklung einzelner Verarbeitungen enthalten.
Diese sind vom Bundesministerium für Gesund-
heit und Umweltschutz zu erlassen.

(2) Werden Daten für verschiedene Zwecke der
Verarbeitung mit Hilfe derselben technischen Ein-
richtungen verarbeitet, so ist sicherzustellen, daß
Verknüpfungen von Daten verschiedener Zwecke
der Verarbeitung nur in den im § 7 DSG genann-
ten Fällen erfolgen.

(3) Den Daten ist bei jedem Verarbeiter nach
Maßgabe der von ihm vorzunehmenden Ver-
arbeitungsschritte der gleiche Schutz zu gewäh-
ren. Die Daten sind vor Entstellung, Zerstörung
und Verlust sowie gegen unbefugte Verwendung
und Weitergabe 2su schützen.

(4) Der Vernichtung unbrauchbarer oder nicht
mehr benötigter Ausdrucke und sonstiger Daten-
träger hat zumindest ein Bediensteter des Auf-
traggebers oder des Verarbeiters als Zeuge beizu-
wohnen. Besteht für den Fall der Vernichtung
von Datenträgern durch Dritte diese Möglichkeit
nicht, so ist der Dritte zur NichtVerwendung der
Daten, zur ehebaldigsten Vernichtung und zur
Geheimhaltung sowie zu einem allfälligen Scha-
denersatz zu verpflichten.

§ 9. (1) Der Auftraggeber hat, soweit ihm das
mit vertretbarem Arbeitsaufwand möglich ist, die
Richtigkeit der Verarbeitungsergebnisse durch
Stichproben zu überprüfen.

(2) Wird ein Fehler festgestellt, so hat der Auf-
traggeber alles zu unternehmen, um das Schadens-
ausmaß gering zu halten, den Betroffenen unnö-
tige Mühe zu ersparen, die Fehlerbehebung ra-
schest einzuleiten und Folgefehler zu verhindern.
Der zuständige Verarbeiter ist unverzüglich zu
verständigen, wenn zu vermuten ist, daß die Feh-
lerursache in seinem Tätigkeitsbereich gelegen ist.

Grundsätze für die Benützung

§ 10. (1) Die Benützung der Daten darf nur in
der Art und in dem Umfang erfolgen, als dies für
den Auftraggeber zur Wahrnehmung der ihm
gesetzlich übertragenen Aufgaben eine wesent-
liche Voraussetzung bildet.

(2) Beim Auftraggeber dürfen die Bediensteten
nur jene Daten benützen, die sie zur Erfüllung
der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen.

§ 11. In den Betriebsordnungen gemäß § 3 sind
besondere Maßnahmen vorzusehen, die sicher-
stellen, daß Daten nur durch Verfügungsberech-
tigte verwendet wenden.

Grundsätze für die Übermittlung

§ 12. (1) Übermittlungen von Daten, die nicht
bereits in einem genehmigten Datenverarbeitungs-
verfahren bzw. den dazu ergangenen Vorschrif-
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ten vorgesehen sind, bedürfen der gesonderten
Genehmigung des Bundesministeriums für Ge-
sundheit und Umweltschutz.

(2) Ersuchen um Übermittlung von Daten sind
erst dann dem Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz vorzulegen, wenn die Rechts-
grundlage sowie alle für die Beurteilung vom
Standpunkt des Datenschutzes erforderlichen An-
gaben im Ersuchen enthalten sind. Dies gilt auch
für Ersuchen im Rahmen 'der Amtshilfe.

(3) Zur Durchführung von Übermittlungen
kann sich der Auftraggeber des Verarbeiters be-
dienen. Dies ist nur mit Genehmigung des Bun-
desministeriums für Gesundheit und Umwelt-
schutz zulässig.

(4) Übermittlungen sind, soweit dies zur Aus-
kunftserteilung über die Empfänger der Daten
erforderlich ist, aktenkundig zu machen; dies gilt
nicht in den Fällen des § 14.

3. A b s c h n i t t

Auskunft

§ 13. (1) Eine Auskunft gemäß § 11 DSG darf
nur auf Grund eines unbedenklichen Identitäts-
nachweises erteilt werden; sie ist nur gegen Emp-
fangsbestätigung auszufolgen oder zu eigenen
Handen zuzustellen.

(2) In anderen Rechtsvorschriften festgelegte
Auskunftsbeschränkungen werden durch § 11
DSG nicht berührt.

§ 14. Werden oder wurden Daten übermittelt,
so sind dem Betroffenen auf Verlangen die
Empfänger der übermittelten Daten bekanntzu-
geben. Würde die Feststellung der Empfänger
übermittelter Daten im Einzelfall unverhältnis-
mäßig hohe Kosten oder einen im Verhältnis zu
den Interessen der Betroffenen nicht zumutbaren
Arbeitsaufwand verursachen, insbesondere bei im
Rahmen eines automationsunterstützten Verfah-
rens organisatorisch vorgesehenen Übermittlun-
gen, so sind den Betroffenen die aufgrund der
Verfahrensorganisation oder der Sach- und
Rechtslage in Betracht kommenden Empfänger
mitzuteilen.

§ 15. (1) Für die Erteilung einer Auskunft
werden folgende pauschalierte Kostenersätze fest-
gelegt:

1. für jede Auskunft über den aktuellen Stand
der Daten des Antragstellers 100 S je Zweck
der Verarbeitung (§ 8 Abs. 2 DSG);

2. für jede darüber hinausgehende Auskunft
500 S je Zweck der Verarbeitung; in jenen
Fällen, in denen die Kosten 1000 S wesentlich
übersteigen, 1000 S je Zweck der Verarbei-
tung.

(2) Auch eine Auskunft, daß Daten des Betrof-
fenen in einem Zweck einer Verarbeitung nicht
vorhanden sind, unterliegt der Kostenersatzpflicht
je Zweck der Verarbeitung im Sinne dieser Ver-
ordnung.

(3) Die im Albs. 1 angeführten Kastenersätze
sind nicht zu entrichten,

1. wenn der Antragsteller nachweist, daß sein
monatliches Einkommen die Richtsätze für
Ausgleichszulagen nach dem ASVG nicht
überschreitet, oder

2. wenn der Aufwand für die Auskunftsertei-
lung geringfügig ist.

(4) Dem Antragsteller ist der für die Aus-
kunftserteilung zu entrichtende Kostenersatz mit-
zuteilen. Von der Bearbeitung eines Auskunfts-
antrages ist abzusehen, wenn der mitgeteilte
Kostenersatz nicht entrichtet wurde.

(5) Die in § 11 DSG enthaltene Frist für die
Auskunftserteilung beginnt erst zu laufen, sobald
die Entrichtung des mitgeteilten Kostenersatzes
nachgewiesen wird.

§ 16. (1) Ein für eine Auskunft geleisteter
Kostenersatz ist zurückzuerstatten, wenn Daten
rechtswidrig ermittelt, verarbeitet oder übermit-
telt wurden oder wenn die Auskunft sonst zu
einer Richtigstellung geführt hat.

(2) Nicht als Richtigstellung ist es anzusehen,
wenn die zu ändernden Daten auf Angaben des
Betroffenen selbst beruhen.

(3) Ein Anlaß zu einer Richtigstellung ist nicht
gegeben, wenn eine Abweichung in der Art der
Darstellung der Daten durch den Stand der
Technik im automationsunterstützten Datenver-
kehr oder durch die zweckmäßige und wirt-
schaftliche Gestaltung eines Datenverarbeitungs-
verfahrens bedingt ist.

Richtigstellung und Löschung

§ 17. (1) Richtigstellungen und Löschungen
gemäß § 12 DSG hat die auftraggebende Stelle
unter Anwendung des für den Zweck der Ver-
arbeitung vorgesehenen Änderungsdienstes durch-
zuführen oder zu veranlassen.

(2) Rechtsverbindlich festgestellte Daten dürfen
nur auf Grund einer Entscheidung des für die
Feststellung zuständigen Organs richtiggestellt
oder gelöscht werden.

(3) Daten, die für Zwecke der Dokumentation
und der internen Kontrolle aufbewahrt werden,
dürfen nicht richtiggestellt und vor Ablauf der
Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden.

(4) Durch geeignete organisatorische Maßnah-
men ist sicherzustellen, daß im Falle eines Rück-
griffes auf die zu Sicherungszwecken sowie zu
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Zwecken der Dokumentation und der internen
Kontrolle aufbewahrten Datenbestände allfällige
Richtigstellungen und Löschungen wirksam blei-
ben.

Angabe der Registernummer

§ 18. (1) Bei Übermittlungen und Mitteilungen
an den Betroffenen, die in schriftlicher Form er-
gehen und verarbeitete Daten zum Inhalt haben,
ist die Registernummer auf jedem Schriftstück an-
zugeben. Dies gilt nicht für die vom Datenver-
arbeitungsregister bekanntgegebene Bearbeitungs-
nummer.

(2) Bei Übermittlungen mittels maschinell les-
barer Datenträger ist die Registernummer auf den
Begleitpapieren anzugeben.

(3) Erfolgt eine Übermittlung oder eine Mit-
teilung an den Betroffenen im Namen mehrerer
Auftraggeber, so ist lediglich die Registernummer
eines der Auftraggeber mit dem Zusatz „ua." an-
zugeben.

4. A b s c h n i t t

Inkrafttreten

§ 19. Diese Verordnung tritt am 1. April 1981
in Kraft. Mit Wirksamkeit vom gleichen Zeit-
punkt wird die Verordnung des Bundesministers
für Gesundheit und Umweltschutz vom 20. De-
zember 1979, BGBl. Nr. 577, aufgehoben.

Salcher

3 9 8 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 25. August 1980
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 165 Gerlos Straße im Bereich

der Gemeinde Hainzenberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/
1978 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 165 Gerlos Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Hainzenberg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 27,30 (alt), verläuft sodann in gestreck-
terer Linienführung unter teilweiser Verwen-
dung der bestehenden Trasse und bindet bei
km 27,49 (alt) wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßen-
trasse aus den beim Bundesministerium für Bau-
ten und Technik, beim Amt der Tiroler Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Hainzenberg
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. B 80-
1701/1 im Maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina
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